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Abkiirzungsverzeichnis

UREK-SR

Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Standerates

CEATE-CE

Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil des Etats
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NIKLAUS BIERI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 15.06.2012
MARLENE GERBER

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Luftfahrt

Im Mai 2017 hatte der Bundesrat dem Parlament einen Bericht zur Abschreibung der
Motion  der  UREK-SR  betreffend  «Fluglarmimmissionen. Entschadigung
nachbarrechtlicher Abwehranspriiche» vorgelegt. Mit der Annahme der Motion war
der Bundesrat im Juni 2009 beauftragt worden, dem Parlament die gesetzlichen
Bestimmungen zur Verbesserung der Rechtslage der von Fluglarm betroffenen
Grundstuckeigentimerinnen und -eigentimer zu unterbreiten. Im kurzen Bericht hielt
der Bundesrat knapp acht Jahre spéater fest, angesichts der ablehnenden Haltung
seitens der Kantone und der Kommissionen fur Umwelt, Raumplanung und Energie
beider Rate sei keine politische Akzeptanz fir eine Neuordnung des
Larmentschadigungssystems gegeben. Aus diesem Grund beantragte er im Bericht die
Abschreibung der Motion. Im November 2018 wirdigte Roland Eberle (svp, TG) flr die
Kommission die vom Bund unternommenen Versuche und erklarte, auch die UREK-SR
erkenne, dass keine Neuregelung moglich sei. Diskussionslos stimmte der Rat der
Abschreibung der Motion zu. '

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

In der Frihjahrssession ging die Teilrevision des Raumplanungsgesetzes (RPG), welche
der Volksinitiative ,Raum fir Mensch und Natur (Landschaftsinitiative)" als indirekter
Gegenvorschlag gegentbergestellt werden sollte, im Nationalrat in die zweite Runde der
Differenzbereinigung. Die neu gewahlte grosse Kammer zeigte sich in verschiedenster
Hinsicht kompromissbereit, so auch beim Kernstlick des Gegenvorschlags. Seiner
Kommissionsmehrheit folgend nahm der Nationalrat den sténderéatlichen Vorschlag zum
Mehrwertausgleich von Planungsvorteilen an und lehnte dabei zwei Minderheitsantrage
ab. Grossmehrheitlich gegen diesen Beschluss opponierten die Fraktionen der FDP und
der SVP. Auf der anderen Seite unterstitzte die BDP-Fraktion, die sich in der
Erstberatung mit dem damaligen Vorschlag zur Mehrwertabgabe noch schwergetan
hatte, nun das von Mitte-Links vorgebrachte Anliegen. Dem sténderatlichen Vorschlag
angeflgt wurde jedoch der Zusatz, dass ein Mehrwertausgleich nur dann zu entrichten
sei, wenn das Land neu und dauerhaft einer Bauzone zugewiesen wird. Zusammen mit
den Mehrheitsantrdgen wurden zwei Einzelantrdge Hausammann (svp, TG)
angenommen, welche verhindern wollen, dass der Mehrwertausgleich zur
~Fiskalmassnahme™ gegen den bauerlichen Berufsstand wird: Zum einen wird mit
Annahme der Antrége die Umzonung von unbebauten Industrie- und Gewerbezonen in
Zonen zu Wohnzwecken ebenfalls dem Mehrwertausgleich unterstellt, um so eine
Schlechterstellung der Besitzer von umzuzonenden Landwirtschaftszonen zu
verhindern. Zum anderen soll die Mehrwertabschdpfung um den Betrag gekilrzt werden
kénnen, der bei Erwerb oder Bau einer selbstgenutzten landwirtschaftlichen,
gewerblichen oder industriellen Ersatzliegenschaft anfallt. Der Antragsteller begriindete
sein Anliegen mit der zunehmenden Verdrangung kleinerer gewerblicher und
landwirtschaftlicher Betriebe aus wachsenden Siedlungsgebieten. Solche Betriebe
wirden bei Ein- oder Umzonung oftmals keine hohen Gewinne erzielen, was in krassem
Gegensatz stehe zu den horrenden Summen, die sie zur Investition in
Ersatzliegenschaften aufbringen missen. Ohne Anderungen folgte der Nationalrat dem
Sténderat in  weiteren  Differenzen: So  beschloss er einer  starken
Kommissionsminderheit folgend und entgegen den geschlossenen Fraktionen der BDP,
FDP und SVP, dass im Kampf gegen die Zersiedelung Wohn- und Arbeitsgebiete
schwergewichtig an Orten geplant werden sollten, die durch den 6ffentlichen Verkehr
bereits angemessen erschlossen sind. Nach der ursprlnglichen Fassung des
Nationalrates hatte der alleinige Anschluss an das 6ffentliche Strassennetz ausgereicht.
Weiter beschloss der Nationalrat unter Opposition der SVP Zustimmung zu einer
Fassung des Sténderates, welche fir die Realisierung von Vorhaben mit gewichtigen
Auswirkungen auf Raum und Umwelt eine Verankerung im Richtplan fordert. Gespalten
zeigte sich der Nationalrat in der Frage, ob Uberdimensionierte Bauzonen, resp.
Bauzonen, die den Baubedarf flr die nachsten 15 Jahre Ubersteigen, zwingend zu
reduzieren seien. Hier setzten sich Grine, SP und GLP mit Unterstltzung einer starken
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CVP-Minderheit sowie einzelner BDP- und SVP-Mitglieder schliesslich durch: Mit 95 zu
83 Stimmen folgte die grosse Kammer dem Stadnderat und beschloss eine
Ruckzonungspflicht im Falle von Uberdimensionierten Bauzonen. Zum Kurswechsel
beigetragen haben nicht zuletzt die SVP-Bauern, welche sich mit ihnrem Umschwenken
fur die Starkung des bauerlichen Kulturlandes stark machten. Unter Verblieb kleinerer
Differenzen, so zum Beispiel betreffend Formulierung der Bestimmungen zur korrekten
Installation von Solaranlagen, schickte der Nationalrat den stark verschéarften
Gesetzesentwurf in die dritte und letzte Runde der Differenzbereinigung. Dort stellte
sich der Stédnderat in fast allen verbleibenden Differenzen hinter den Nationalrat.
Anstoss zu ldngerer Diskussion gab einzig die von Nationalrat Hausammann (svp, TG)
erfolgreich eingebrachten Ausnahmen zum Mehrwertausgleich. Im Standerat obsiegte
schliesslich ein Kompromissantrag Eberle (svp, TG) welcher einzig landwirtschaftliche
Eigentimer bei Einzonung zum Abzug berechtigen will, sofern die zu erwerbende
Ersatzliegenschaft der Selbstbewirtschaftung dient. Mit diesem Zugestdndnis an die
Bauern schien das von Seiten der Bauernvertreter um Hausammann (svp, TG)
angedrohte Referendum vom Tisch. Die daraufhin verbleibende Differenz bereinigte
der Nationalrat, indem er dem vom Sténderat erfolgreich eingebrachten Antrag Eberle
(svp, TG) diskussionslos zustimmte. In der Schlussabstimmung wurde die Teilrevision im
Standerat mit 30 zu 10 Stimmen und im Nationalrat mit 108 zu 77 Stimmen bei 10
Enthaltungen verabschiedet. Auf Ablehnung pladierte eine Grossmehrheit der FDP- und
der SVP-Fraktion mit Unterstitzung eines Drittels der CVP/EVP-Fraktion, darunter
insbesondere die Walliser Vertreter der CVP. So stimmte auch der CVP-Préasident
Christophe Darbellay (cvp, VS) gegen das revidierte RPG. Griine, Grinliberale, BDP und
SP standen geschlossen fir die Gesetzesrevision ein. ?

1) AB SR, 2018, S. 841f.; Bericht zur Abschreibung der Motion 08.3240
2) BRG 10.019: AB NR, 2012, S. 120 ff., 781und 1238, AB SR, 2012, S. 304 ff. und 638, BBI, 2012, S. 5987 ff., TA, 2.3.12, SGT,
30.5.12.
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